
 

 

Bezahlkarte für Asylbewerber:  

MV bringt Ausschreibung auf den Weg 

Mecklenburg-Vorpommern hat die ersten Weichen für die 

Einführung einer Bezahlkarte für Asylbewerberinnen und –

bewerber gestellt. „Wir haben auf Landesebene seit mehre-

ren Monaten geprüft, wie eine solche Bezahlkarte für uns 

aussehen muss. Unsere Kolleginnen und Kollegen in der 

Fachabteilung haben die Abstimmungen mit den Landkrei-

sen und kreisfreien Städten aufgenommen und bereiten ak-

tuell die zeitnah beginnende Ausschreibung vor – im Laufe 

des Februar werden wir diese umsetzen, heute haben wir 

diese bevorstehende Vergabe europaweit als Vorabinfor-

mation bekannt gemacht“, erklärt Innenminister Christian 

Pegel heute in Schwerin und:  

„Mit der Einführung der Bezahlkarte soll der Verwaltungs-

aufwand minimiert werden, indem die regelmäßig stattfin-

denden Bargeldauszahlungen sowohl in der landeseigenen 

Erstaufnahmeeinrichtung als auch in den sechs Landkrei-

sen und den beiden kreisfreien Städten durch die Nutzung 

einer Bezahlkarte ersetzt werden. Wir haben uns Anfang 

Februar 2024 als Ausschreibungsdatum gesetzt, um die bis 

zum 31. Januar in Erörterung befindlichen bundeseinheitli-

chen Mindeststandards für die Bezahlkarte berücksichtigen 

zu können.“ 

Mecklenburg-Vorpommern strebe eine auf die landeseige-

nen Bedürfnisse zugeschnittene Variante an. Die Karte 

solle künftig zur Zahlung in Geschäften für Waren des tägli-

chen Bedarfs wie eine gängige Girokarte genutzt werden 

können, Überweisungen ins Ausland würden aber nicht 

möglich werden. Die kostenlose Bargeldabhebung eines 
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noch zu definierenden monatlichen Betrags werde eben-

falls möglich sein. Die Karte werde diskriminierungsfrei ge-

staltet sein.  

„Der bisher in Bargeld ausgezahlte Betrag des notwendi-

gen persönlichen Bedarfs soll künftig direkt auf die Bezahl-

karte überwiesen werden, das sogenannte Taschengeld. 

Die Höhe des Betrags hängt zum einen von der Wohnsitua-

tion des Asylbewerbers ab und zum anderen vom Alter und 

des Leistungssatzes nach dem Asylbewerberleistungsge-

setz. Beispielsweise werden in der Erstaufnahmeeinrich-

tung des Landes Mecklenburg-Vorpommern pro Asylbe-

werber monatlich 148 Euro ausgezahlt. Ein Teil dieses Ta-

schengeldes wird in der Erstaufnahmeeinrichtung sowieso 

und auch weiterhin als Sachleistung gewährt, wie das 

ÖPNV-Ticket“, erklärt der Minister und weiter: 

„Zunächst werden wir die Bezahlkarte in der Erstaufnahme-

einrichtung des Landes einführen. Ziel ist aber eine landes-

weite und einheitliche Lösung für Mecklenburg-Vorpom-

mern. Daher soll diese Bezahlkarte auch den Landkreisen 

und kreisfreien Städten zur Verfügung gestellt werden. Ak-

tuell rechnen wir damit, dass das Vergabeverfahren bis ins 

dritte Quartal 2024 laufen wird. Danach folgen die Vergabe-

entscheidung und das Rollout.“ 

Hintergrund 

Am 6. November 2023 hat die Ministerpräsidentenkonfe-

renz die Einführung einer Bezahlkarte für Bezieher nach 

dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylblG) vereinbart. Die 

Länder sollen zur Einführung der Bezahlkarte bis zum 31. 

Januar 2024 in einer gemeinsamen Arbeitsgruppe bundes-

einheitliche Mindeststandards definieren.  

https://www.gesetze-im-internet.de/asylblg/BJNR107410993.html
https://www.gesetze-im-internet.de/asylblg/BJNR107410993.html

